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Christlich Demokra-
tische Union (CDU)

Auszug aus dem Landtags- 
wahlprogramm 2022 der CDU

(…)

2.4 Fachkräftebedarf sichern (S. 23)
Fachkräfte sichern unsere Innovation und Wettbewerbsfähig-
keit, unser Wachstum und unseren Wohlstand. Denn unsere 
Wirtschaft ist nur so stark wie die Fachkräfte, die tagtäglich 
zur Arbeit gehen. In vielen Wirtschaftszweigen von Schleswig-
Holstein zeigt sich jedoch. Wir wollen dem Fachkräfteman-
gel durch eine attraktive Standortpolitik und guten Rahmenbe-
dingungen entgegenwirken. Dafür haben wir in der zurücklie-
genden Legislaturperiode bereits die Fachkräfteinitiative FI.SH 
weiterentwickelt, die mit Beratungsnetzwerken zu Fachkräf-
tesicherung und Weiterbildung, einen wichtigen Beitrag leis-
tet. Auch der Bund hat mit dem Fachkräfteeinwanderungsge-
setz neue Rahmenbedingungen für die Gewinnung von auslän-
dischen Fachkräften geschaffen.

Fachkräfte für Schleswig-Holstein begeistern 
Die neuen Möglichkeiten durch das Fachkräfteeinwanderungs-
gesetz des Bundes gilt es im Land zu nutzen. Zudem wollen 
wir uns beim Bund dafür einsetzen, dass die Anerkennung von 
Abschlüssen und Zertifizierung von Qualifikationen, die im Aus-
land erworben wurden, weiter verbessert wird. Gleicherma-
ßen werden wir die Anerkennung von im Ausland erworbenen 
Abschlüssen und weiteren Verfahren im Landesamt für Zuwan-
derung und Flüchtlinge beschleunigen. Die auf Bundesebene ins 
Leben gerufene Fachkräftestrategie mit dem Portal „Make it in 
Germany“ wollen wir weiterhin unterstützen.

Wir benötigen aber auch eine bessere Bewerbung des Stand-
orts Schleswig-Holstein innerhalb und außerhalb der Europä-
ischen Union. Mit einer Kampagne wollen wir ausländische 
Fachkräfte von den sehr guten Arbeitsbedingungen und Auf-
stiegschancen sowie der hohen Lebensqualität in unserem Bun-
desland überzeugen. Zudem wollen wir strategische Koopera-
tionen mit anderen Ländern und Regionen eingehen oder aus-
weiten, um die besten Köpfe für Schleswig-Holstein zu begeis-
tern und zu gewinnen. Wir werden auch Unternehmen dazu 
ermutigen und sie dabei unterstützen, proaktiv im Ausland um 
Fachkräfte zu werben. Wir wollen die Einrichtung eines Wel-
come-Center prüfen und dabei Erfahrungen aus anderen Bun-
desländern einbeziehen. (…)

KONKRET
• Beim Bund wollen wir Verbesserungen bei der Anerkennung 

von Qualifikationen und Abschlüssen erreichen. Das Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz gilt es im Land gut umzusetzen. 

• Wir wollen aktiv qualifizierte Fachkräfte aus dem Ausland 
anwerben und die Verfahren im Landesamt für Zuwande-
rung und Flüchtlinge weiter beschleunigen. 

• Wir prüfen die Einrichtung eines Welcome-Center. 

• Mit einer gezielten Kampagne werden wir im Ausland für 
Fachkräfte in den besonders vom Fachkräftemangel betrof-
fenen Branchen werben. 

• Wir werden unsere Fachkräfteinitiative FI.SH kontinuierlich 
weiterentwickeln, um Fachkräfte im Land zu halten bzw. zur 
Rückkehr zu bewegen. 

• Wir werben für strategische Kooperationen mit Ländern 
und Regionen, um ausländische Fachkräfte für uns zu gewin-
nen. 

Recht konsequent durchsetzen (S. 90) (…)

KONKRET: 
• Wir werden die bestehende Attraktivität der Beschäftigung 

in der Justiz erhalten und ausbauen, sowie aktiv um quali-
fizierten Nachwuchs in allen Bereichen der Justiz werben. 
Hierbei wollen wir auch gezielt Menschen mit Einwande-
rungsgeschichte ansprechen. (…)

Sicherheit und Resozialisierung gehören zu-
sammen 

Hierzu bedarf es einer ausreichenden personellen Ausstattung 
der Anstalten mit qualifiziertem und motiviertem Personal. Wir 
werden eine gezielte positive Öffentlichkeitsarbeit leisten, um 
für einen Beruf im Justizvollzug zu werben und somit dauerhaft 
sicherzustellen, dass ausreichend qualifizierter und motivier-
ter Nachwuchs für diese Aufgaben zur Verfügung steht. Hier-
bei wollen wir auch gezielt Menschen mit Einwanderungsge-
schichte ansprechen. (…)

8.4 Demokratieförderung und politische Bil-
dung stärken (S. 117ff)

Gesellschaftsspaltende Erscheinungsformen des Populismus 
und Verschwörungstheorien gefährden den Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft. Sie bilden einen Nährboden für Extremismus 
und Ausgrenzung. An sinkenden Wahlbeteiligungen merken wir, 
dass unsere Demokratie längst nicht alle ausreichend begeis-
tert, obwohl sie alle erreichen sollte. Wir wollen für unseren 
demokratischen Rechtsstaat mehr begeistern. Politische Bil-
dung schafft dabei die Grundlagen für eine Teilhabe in unseren 
demokratischen Strukturen. Daher muss die Demokratieför-
derung und die politische Bildung gestärkt werden. Im vergan-
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genen Jahr haben wir bereits das Jahr der politischen Bildung 
an unseren Schulen durchgeführt. Mit dem Konzept Dialog P 
haben wir Kontakt zwischen Schülerinnen und Schüler sowie 
Abgeordneten organsiert. 

Alle Macht geht vom Volke aus 
Politische Bildung für junge Menschen ist uns besonders wich-
tig, weil früher Kontakt mit Demokratiebildung eine positive 
Einstellung zu unserer freiheitlichen Gesellschaft unterstützt. 
In den Kitas können wir mit kindgerechten Formaten der 
Demokratiebildung unsere Kleinsten an unser demokratisches 
Gemeinwohl heranführen. Unser Ziel ist es, dass Schülerinnen 
und Schüler auch außerhalb von Wahlkämpfen und politischen 
Hochphasen direkten Kontakt mit Politikerinnen und Politiker 
aller Ebenen haben. Wir wollen die politische Bildung auch im 
Schulunterricht weiter ausbauen. Dafür wollen wir die Anzahl 
von verpflichtenden WiPo-Stunden in der Sekundarstufe I von 
vier Stunden auf fünf Stunden erhöhen. Für die neue Stunde 
soll der Fokus auf historisch-politische Bildung gesetzt werden. 

Eine hohe Wahlbeteiligung ist ein Gradmesser für den Zustand 
unserer Demokratie. Deshalb müssen wir uns für eine hohe 
Teilnahme an Wahlen einsetzen. Gemeinsam mit dem Landes-
beauftragten für politische Bildung wollen wir Konzepte erar-
beiten und umsetzen, die insbesondere Stimmbezirke mit einer 
geringen Wahlbeteiligung erreichen. Damit wirken wir gesell-
schaftlicher Spaltung entgegen. Wir wollen außerdem den 
Zugang von politischen Parteien zu öffentlichen Einrichtungen 
sichern und niedrigschwellige Angebote zur Stimmabgabe bei 
Wahlen schaffen. Dabei sehen wir auch politische Jugendorga-
nisationen in der Verantwortung. 

Diejenigen, die im Bereich der Demokratieförderung Landes-
mittel erhalten, wollen wir stärker unterstützen, insbesondere 
den Landesbeauftragten für politische Bildung. Einrichtungen, 
die vom Land gefördert werden, müssen sich zu unserer Ver-
fassung bekennen. Damit wollen wir verhindern, dass staatliche 
Gelder zur Förderung verfassungsfeindlicher Tendenzen ver-
wendet werden. 

KONKRET: 
• Wir stärken die Demokratiebildung in unseren Kitas und 

Schulen. 

• In Schulen wollen wir in Sekundarstufe I den Pflichtanteil an 
WiPo-Stunden erhöhen. 

• Wir wollen Kontaktmöglichkeiten zwischen Bevölkerung 
und Politik erleichtern, etwa in öffentlichen Einrichtungen 
und den Schulen. Deshalb wollen wir gesetzlich verankern, 
dass Parteien öffentliche Räumlichkeiten, wie andere Institu-
tionen auch, nutzen können. 

• Wir wollen niedrigschwellige Angebote der Stimmabgabe 
bei Wahlen prüfen. 

• Wir wollen sowohl den Landesbeauftragten als auch die 
Träger für politische Bildung und politische Stiftungen sowie 
den Verband politischer Jugend weiter stärken. 

• Wir fordern ein Bekenntnis zur demokratisch freiheitlichen 
Grundordnung von Trägern, die im Rahmen von demokra-
tiefördernden Maßnahmen vom Land gefördert werden. 

8.5 Rassismus und Diskriminierung den Kampf 
ansagen 

Täglich sind zahlreiche Menschen in ihrem Alltag Rassismus 
und Diskriminierung ausgesetzt. Schleswig-Holsteinerinnen 
und Schleswig-Holsteiner erleben Diskriminierungen im Inter-
net aber auch und vor allem im öffentlichen Raum, auf dem 
Arbeitsmarkt oder dem Wohnungsmarkt. Für uns ist klar, dass 
kein Mensch in unserem Land aufgrund von Herkunft, Aus-
sehen, Kultur, Fähigkeiten, sexueller Orientierung oder Reli-
gion Rassismus oder Diskriminierung ausgesetzt sein darf. Wir 
haben mit dem Landesaktionsplan gegen Rassismus bereits 
ein Konzept vorgelegt, wie einzelne Phänomene von Alltags-
rassismus und struktureller Benachteiligung bekämpft werden 
können, etwa mit dem Projekt „Schule gegen Rassismus“. 
Diesen gilt es weiterzuentwickeln. 

Alltagsrassismus und 
Diskriminierung bekämpfen 

In unserer vielfältigen Gesellschaft gibt es keinen Platz für jeg-
liche Form von Rassismus und Diskriminierung. Wir stehen 
für Aufklärung und Aufarbeitung mit offensiven Maßnahmen, 
mit dem Ziel unsere Gesellschaft noch stärker zu sensibilisie-
ren und kennen bei Rassismus null Toleranz. Präventive Pro-
jekte wollen wir in den Vordergrund stellen. Genauso, wie wir 
Rassismus und Diskriminierung ablehnen, setzen wir uns gegen 
jede Art von pauschalen und unbegründeten Rassismusvor-
würfen ein, denn damit wird dem eigentlichen Kampf gegen 
den strukturellen Rassismus und der strukturellen Diskriminie-
rung ein Bärendienst erwiesen. Historische Bezeichnungen und 
Namen sollten daher auch im historischen Kontext erklärt und 
erläutert werden. Ein schlichtes Verbannen ohne vorausgegan-
gene breite Auseinandersetzung aus dem öffentlichen Raum 
hilft nicht weiter. 

KONKRET: 
• Wir werden den Landesaktionsplan gegen Rassismus fort-

führen und weiterentwickeln. 

• Wir fördern Projekte und Aktionen von Bildungs- und Frei-
zeiteinrichtungen, die sich gegen Rassismus und Diskriminie-
rung richten. 

• Wir sorgen für Schulungsangebote innerhalb der Landesver-
waltung zur Vermeidung von strukturellem Rassismus. 

• Mit der Wohnungswirtschaft wollen wir einen Leitfaden 
gegen Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt entwickeln. 

• Wir schieben die im Landesaktionsplan vorgesehene diskri-
minierungsfreie, anonyme Bewerbung in der Landesverwal-
tung an und wollen damit auch Vorbild für die Privatwirt-
schaft sein. Dies wollen wir auch über ein digitales Bewer-
berportal sicherstellen. 
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8.6 Unsere plurale, bunte Gesellschaft stärken 
Wir stehen ein für eine Stärkung der LGBTQIA+-Community. 
Mit LGBTQIA+ sind alle Geschlechter, Geschlechtsidentitäten 
und sexuelle Orientierungen gemeint, die von zweigeschlecht-
lichen und heterosexuellen Zuordnungen abweichen. Unsere 
Gesellschaft ist bunt, vielfältig und das macht ihren großen 
Wert aus. Wir wenden uns daher gegen jede Form der gesell-
schaftlichen Diskriminierung dieser Community. 

Schleswig-Holstein ist bunt 
Um dies zu erreichen, müssen wir weiter die Grundlage dafür 
schaffen, dass in unserer Gesellschaft Verständnis und Tole-
ranz für Menschen jenseits der zweigeschlechtlichen und hete-
rosexuellen Zuordnung gestärkt werden und weiterwachsen. 
Daher wollen wir auch künftig darauf achten, dass in der Bil-
dung die Vielfalt unserer Gesellschaft abgebildet wird und die 
LGBTQIA+-Community ihren Platz darin hat. 

Wir wollen zudem dafür sorgen, dass es in unserem Land ein 
gutes und breitgefächertes Angebot an Unterstützung und 
Anlaufstellen gibt. Dafür wollen wir die Institutionen, die sich 
für diesen Teil unserer Gesellschaft einsetzen, weiter stärken. 
Zudem wollen wir mit den Kommunen auch abseits der Bal-
lungszentren ins Gespräch kommen, wie ein gutes flächen-
deckendes Angebot in Schleswig-Holstein geschaffen werden 
kann. 

Wir wollen uns außerdem im Land und auch auf Bundesebene 
dafür einsetzen, dass bestehende unmittelbare und mittel-
bare Diskriminierungen der LGBTQIA+-Community auf den 
Prüfstand kommen. Dabei müssen auch die rechtlichen Rah-
menbedingungen im Hinblick auf die Vielfalt der Lebens- und 
Familienformen und dem Wunsch gleichgeschlechtlicher Part-
ner, eine Familie zu gründen, vom Bund angegangen werden, 
gerade bei der rechtlichen Elternstellung. 

KONKRET: 
• Wir wollen, dass neben den tradierten Gesellschaftsbildern 

auch LGBTQIA+ ausreichend in allen Bildungsangeboten 
ihren Platz finden. 

• Wir wollen Institutionen stärken, die Unterstützung geben 
und Anlaufstellen bilden und prüfen, wie Angebote im 
ganzen Land geschaffen werden können. 

• Wir wollen uns im Land und im Bund dafür einsetzen, dass 
ungerechtfertigte Diskriminierungen abgebaut und familien-
rechtliche Rahmenbedingungen überprüft werden. (…)

8.8 Zuwanderung und Integration (S. 123ff)
Das Land Schleswig-Holstein wird seit jeher von Zuwanderin-
nen und Zuwanderern geprägt. Für uns steht fest: Schleswig-
Holstein braucht auch weiterhin Zuwanderung. In vielen Berei-
chen stellen wir einen zunehmenden Fachkräftemangel fest, 
den wir nicht nur durch die bei uns vorhandenen Arbeitskräfte 
lösen werden (siehe 2.4). 

Durch Flucht und Vertreibung sind in den vergangenen Jahren 
schutzbedürftige Menschen zu uns gekommen. Wir beken-
nen uns zu unserer humanitären und christlichen Verpflichtung, 

Menschen in Not zu helfen, Geflüchteten Schutz zu gewäh-
ren und für sie in Schleswig-Holstein eine neue Bleibe, wenn 
ein Aufenthaltsrecht besteht, zu schaffen. Mit einem eige-
nen Landesaufnahmeprogramm haben wir in der zurücklie-
genden Wahlperiode 500 insbesondere von Gewalt traumati-
sierte Frauen und Kindern im Rahmen von Resettlement-Maß-
nahmen, Schutz und eine neue Perspektive in Schleswig-Hol-
stein geboten.

Wir bekennen uns zu unserer humanitären Ver-
antwortung 

Gleichzeitig setzen wir uns zu für eine geordnete Zuwande-
rung ein. Gemeinsame europäische Rahmenbedingungen sowie 
ein starker Schutz der europäischen Außengrenzen sind dafür 
wesentliche Voraussetzungen. Schutzsuchenden wollen wir 
diesen gewähren und gleichzeitig den Aufenthalt von nicht 
schutzbedürftigen Menschen beenden. Dazu gehört auch 
die Durchsetzung der Ausreisepflicht von rechtskräftig abge-
lehnten Asylbewerberinnen oder Asylbewerber. Um dies zu 
gewährleisten, hat Schleswig-Holstein zusammen mit Hamburg 
und Mecklenburg-Vorpommern eine Abschiebungshafteinrich-
tung in Glückstadt gebaut und im Jahr 2021 in Betrieb genom-
men. 

Damit Zuwanderung eine Bereicherung für alle Menschen ist, 
muss Integration gelingen. Dabei haben wir einen klaren und 
wertebasierten Kompass: Unsere Verfassung, Gesetze, Insti-
tutionen, unser kultureller Hintergrund, die vielfältige Toleranz 
und Weltoffenheit sowie die Gleichberechtigung von Frauen 
und Männern sind das Fundament für das Zusammenleben aller 
Bürgerinnen und Bürger in Schleswig-Holstein. 

Integration bedeutet für uns Fördern und Fordern. Der Schlüs-
sel für eine gelungene Integration ist und bleibt der Erwerb der 
deutschen Sprache. Wir wollen und erwarten, dass Zugewan-
derte unsere Sprache schnell erlernen. Durch mehr gezielte 
Sprach- und Integrationsangebote wollen wir insbesondere 
Frauen die Integration erleichtern. Wir wollen verstärkt digitale 
Formate nutzen, um auch Personen im ländlichen Raum besser 
zu erreichen. Um frühzeitig Sprache und Motorik junger Men-
schen zu fördern, wollen wir in Kooperation zwischen Kita und 
Grundschule verbindliche Förderangebote sukzessive einfüh-
ren. Mit einem BildungsPlus-Programm in den Kitas werden 
wir das Lesen und den Schriftspracherwerb fördern. 

Neben der Sprache ist die Aufnahme einer Arbeit wichtig, um 
Integration zu ermöglichen. Wir werden uns im Bund dafür 
einsetzen, dass das Vorweisen eines Arbeitsplatzes eine noch 
stärkere Rolle für die Bleibeperspektive spielt. Die Einführung 
der Beschäftigungsduldung war hier ein erster richtiger Schritt. 

Der Bund, das Land sowie die Kommunen gestalten die Integ-
ration gemeinsam. Integration verdanken wir auch ehrenamtli-
chem, kirchlichem und sportlichem Engagement vor Ort. Des-
wegen werden wir die Kommunen bei der Weiterentwicklung 
von Integrationsangeboten im Alltag und lokalem Umfeld stär-
ker unterstützen. 

Wir begrüßen es, wenn sich Ausländerinnen und Ausländer 
um ihre Einbürgerung bemühen. Die Verleihung einer Staats-
bürgerschaft ist kein alltäglicher Verwaltungsvorgang. Für viele 
Menschen ist dieses Ereignis ein besonderer Moment. Um 
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diesen Anlass zu würdigen und einen feierlichen Rahmen zu 
schaffen, wollen wir landesweit Einbürgerungsfeiern zur Ver-
leihung der deutschen Staatsbürgerschaft in den Kommunen 
durchführen. 

Die jüngste Zeit hat uns weiteren Handlungsbedarf in der Inte-
grationsarbeit gezeigt. Gezielte Falschinformationen, insbe-
sondere aus dem Ausland, werden zwischen zugewanderten 
Menschen zunehmend verbreitet. Gleichzeitig haben notwen-
dige Informationen, zum Beispiel zu Maßnahmen zur Bekämp-
fung der Corona-Pandemie, zugewanderte Menschen oftmals 
nicht in der gebotenen Geschwindigkeit und Nachdrücklichkeit 
erreicht. Durch gezielte Informations- und Aufklärungskampag-
nen wollen wir Falschinformationen entgegenwirken und zuge-
wanderte Personen noch besser erreichen. 

KONKRET: 
• Wir wollen gezielte Zuwanderung nach Schleswig-Holstein 

fördern. 

• Wir bekennen uns zu unserer humanitären Verantwortung, 
Schutzbedürftige aufzunehmen. 

• Wir stehen für eine konsequente Umsetzung des geltenden 
Aufenthaltsrechts und Durchsetzung der Ausreisepflicht. 

• Wir wollen das Sprach- und Integrationsangebot erweitern. 
Dabei werden wir verstärkt digitale Formate nutzen, um 
auch Personen im ländlichen Raum besser zu erreichen. 

• Durch mehr gezielte Sprach- und Integrationsangebote 
wollen wir insbesondere Frauen besser erreichen. Wir 
werden Bildungsangebote für junge Zugewanderte in der 
Kita, in der Schule und im Beruf weiter stärken. 

• Wir werden uns beim Bund dafür einsetzen, dass ein 
Beschäftigungsverhältnis eine stärkere Bedeutung im Hin-
blick auf die Bleibeperspektive hat. 

• Integration findet vor Ort in den Gemeinden und Städten 
statt. Deswegen werden wir die Weiterentwicklung und 
Umsetzung kommunaler Integrations-Angebote unterstüt-
zen. 

• Wir setzen uns weiterhin dafür ein, dass allgemein und 
berufsbildende Schulen unterschiedliche kulturelle Hinter-
gründe thematisieren und vermitteln. 

• Wir wollen Einbürgerungsfeiern zur Verleihung der deut-
schen Staatsbürgerschaft landesweit durchführen. 

• Durch gezielte Informations- und Aufklärungskampagnen in 
unterschiedlichen Sprachen werden wir die Kommunikation 
mit zugewanderten Personen verbessern. Die Erfahrungen 
der Corona-Pandemie zeigen uns, dass neue Kommunika-
tions- und Informationsformate gefunden werden müssen. 

Das Landtagswahlprogramm 2022 CDH Schleswig-Holstein: 
https://bit.ly/3E8sMHx 
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